Deutscher Bundestag 
2.’Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 3689 


Schriftlicher Bericht 

des Aussdiusses für Wiederaufbau und Wohnungswesen 

(32. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP (FVP), GB/BHE eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes und des Zweiten 

W ohnungsbaugesetzes 
- Drucksache 3491 - 


A. Bericht des Abgeordneten Lücke: 

Allgemeine Bemerkungen 
I. 

Im Zuge der Rentenreform ist die Versiche- 
rungspflichtgrenze der Angestellten durch das An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz (An- 
VNG) vom 23. Februar 1957 mit Wirkung vom 
1, März 1957 von 9000 DM jährlich auf 15 000 DM 
erhöht worden. Damit ist automatisch auch die 
Einkommensgrenze im öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbau, die auf der Versicherungs- 
pflichtgrenze basiert, auf diesen Betrag gestiegen 
(§ 38 des Ersten Wohnungsbaugesetzes — I. 

WoBauG — und § 25 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes — II. WoBauG). Die Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze hat eine Erweiterung des begün- 
stigten Personenkreises zur Folge. Eine derartige 
Ausweitung kann z. Z. mit Rücksicht auf die große 
Zahl wohnungsuchender Familien mit geringerem 
Einkommen noch nicht verantwortet werden. 

Eine Korrektur der erhöhten Einkommensgren- 
zen des L und des II. WoBauG ist deshalb notwen- 
dig. Dem soll der vorliegende Gesetzentwurf die- 
nen. Er soll jedoch nicht den Rechtszustand, wie er 
vor dem 1. März 1957 bestand, unverändert wie- 
derherstellen. Vielmehr wird nur, soweit es sich 
um den Grundbetrag handelt, die bis zum 1. März 
1957 geltende jährliche Einkommensgrenze wieder 
auf 9000 DM festgelegt. Dagegen werden die „Fa- 
milienzuschläge“ von 840 DM auf jährlich 1200 DM 
erhöht, um dem Mehraufwand insbesondere der 
kinderreichen Familien in etwa Rechnung zu tra- 
gen. Damit wird zugleich für den Bereich des 11. 
WoBauG eine wünschenswerte Vereinfachung der 
bisherigen Regelung erzielt, da das differenzierte 
Zuschlagssystem damit entfallen kann. Die Anhe- 
bung der Familienzuschläge wirkt sich dahin aus. 


daß die Einkommensgrenze z. B. bei einem Zwei- 
personenhaushalt von 9840 DM auf 10 200 DM und 
bei einem Haushalt von vier Personen von 11 520 
DM auf 12600 DM jährlich erhöht wird. Durch den 
Gesetzentwurf wird daher im Ergebnis die Ein- 
kommensgrenze im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau linear gegenüber dem Zustand vor 
dem 1. März 1957 angehoben. Im übrigen sieht der 
Gesetzentwurf nur noch geringfügige Änderungen 
mehr oder weniger reaktioneller Art, die mit den 
geänderten Vorschriften über den begünstigten 
Personenkreis in engem Zusammenhang stehen, 
vor. 

11 . 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist als interfrak- 
tioneller Antrag von allen Fraktionen gemeinsam 
eingebracht worden. Er stimmt wörtlich überein 
mit einem gleichlautenden, von der Bundesregie- 
rung verabschiedeten Gesetzentwurf. Die Einbrin- 
gung des Initiativantrages erschien notwendig, um 
das Gesetzgebungsverfahren abzukürzen und 
sicherzustellen, daß die Gesetzesänderung noch in 
dieser Legislaturperiode vom Bundestag verab- 
schiedet werden kann. Inzwischen hat der Bundes- 
rat in seiner Sitzung vom 21. Juni 1957 dem Re- 
gierungsentwurf im ersten Durchlauf einstimmig 
seine Zustimmung erteilt. Damit hat auch der Bun- 
desrat den materiellen Gehalt des Initiativantrages 
gebilligt. Der Bundesrat hat bei dem Regierungs- 
entwurf lediglich die Einfügung der Zustimmungs- 
klausel „mit Zustimmung des Bundesrates“ in 
die Eingangs forme 1 gewünscht; diese Klausel ist 
im vorliegenden Gesetzentwurf bereits enthalten. 

IIL 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen hat dem Initiativantrag in der Form, wie er 
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im Bundestag eingebracht worden war, zugestimmt 
mit Ausnahme einer Änderung. Diese Änderung 
betrifft den besonderen Zuschlag für Schwerbe- 
schädigte, dessen Erhöhung von 840 DM jährlich 
auf 1200 DM einstimmig beschlossen worden ist, 
um auch insoweit eine Angleichung an die erhöh- 
ten Familienzuschläge vorzunehmen. Andere An- 
regungen zur Änderung des Gesetzentwurfs, die 
im Ausschuß vorgetragen worden sind, fanden da- 
gegen keine Mehrheit. Dies gilt insbesondere für 
die Anregung, die Einkommensgrenze für die 
Wohnungssuchenden mit geringem Einkommen 
(§ 27 des II. WoBauG) anzuheben. Ebenso fand die 
Anregung, die allgemeine Einkommensgrenze auf 
12 000 DM statt auf 9000 DM festzulegen, und der 
Wunsch, eine durch das II. WoBauG in die Reichs- 
versicherungsordnung eingefügte Vorschrift (§ 633 
Abs. 3) aufzuheben, keine ausreichende Unterstüt- 
zung. Die Mehrheit des Ausschusses war hinsicht- 
lich dieser Änderungswünsche vielmehr der Auf- 
fassung, daß eine eingehende Beratung der damit 
zusammenhängenden Probleme nicht mehr mög- 
lich sei, da sonst der Gesetzentwurf in dieser Le- 
gislaturperiode nicht mehr verabschiedet werden 
könne. Um dies jedoch auf alle Fälle zu erreichen, 
beschloß der Ausschuß, dem Gesetzentwurf im üb- 
rigen unverändert zuzustimmen. 

Einzelbemerkungen 

I. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 30 des I. WoBauG) 

Die Änderung ist durch die Neufassung des § 38 
Abs, 1 — siehe II. letzter Absatz — bedingt und 
hat nur redaktionelle Bedeutung. 

II. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 38 des I. WoBauG) 

Durch die Neufassung des Absatzes 1 Satz 1 
wird für den Bereich des 1. WoBauG die Begren- 
zung des begünstigten Personenkreises von den 
Sozialversicherungsgesetzen losgelöst und die Be- 
rechtigung im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau unabhängig von der beruflichen 
Tätigkeit oder der sozialen Stellung des Woh- 
nungsuchenden einheitlich auf das Jahreseinkom- 
men von 9000 DM abgestellt. Satz 2, der in seiner 
neuen Fassung dem Wortlaut des § 25 Abs. 1 
Satz 2 des II. WoBauG entspricht, sieht die er- 
wähnte Erhöhung der Familienzusdiläge auf 1200 
DM vor. Aus Gründen der Gleichbehandlung wird 
der im II. WoBauG vorgesehene Zuschlag für 
Schwerbeschädigte auch nach § 38 des I. WoBauG 
übernommen (Absatz 1 Satz 3), und zwar in der 
vom Ausschuß beschlossenen Höhe von 1200 DM. 

Die Neufassung des Absatzes 1 gegenüber dem 
geltenden Recht berücksichtigt im übrigen die 
Rechtslage, die seit dem Inkrafttreten des 


II. WoBauG durch die Einfügung des § 17 a des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes entstanden ist. 
Da hierdurch die bisher in § 38 Abs. 1 Satz 2 des 
I. WoBauG enthaltene Vorschrift über die vorzugs- 
weise Zuteilung von Wohnungen mit Richtsatz- 
miete im wesentlichen überholt ist, kann sie ganz 
entfallen und durch den generellen Hinweis auf 
§ 17 a des Wohnungsraumbewirtschaftungsgesetzes 
ersetzt werden. Die bisherige Regelung hinsichtlich 
der vorzugsweisen Zuteilung von Wohnungen mit 
selbstv er antwortlich gebildeter Miete kann im In- 
teresse einer Vereinfachung der Zuteilungsvor- 
schriften gleichfalls aufgegeben werden, wodurch 
auch die bisherige Bezugnahme auf die Kranken- 
versicherungspflichtgrenze hinfällig wird. 

III. Zu Artikel 2 (§ 25 des 11. WoBauG) 

Die Neufassung des Absatzes 1 ändert die Ein- 
kommensgrenze für den Bereich des II. WoBauG. 
Im einzelnen gilt das zu II Absatz 1 Gesagte ent- 
sprechend. 

Die Neufassung des in Absatz 2 enthaltenen 
Begriffes des Jahreseinkommens soll Mißbräuche 
verhindern, die nach der bisherigen Fassung mög- 
lich waren. Durch die Neufassung wird es unmög- 
lich gemacht, daß unter den begünstigten Per- 
sonenkreis auch solche Personen fallen, die ihr 
Jahreseinkommen durch Inanspruchnahme be- 
stimmter steuerlicher Vergünstigungen (insbeson- 
dere Absetzungen nach §§ 7 b und 7 c EStG) auf 
die in § 25 Abs. 1 festgelegte Einkommensgrenze 
rechnerisch herabgemindert haben. Ferner ist für 
den Nachweis des Jahreseinkommens nur noch von 
dem in dem vorangegangenen Kalenderjahr bezo- 
genen Einkünften auszugehen, nicht mehr von den 
Einkünften der letzten 3 Jahre, wodurch eine 
weitere Verwaltungsvereinfachung erzielt wird. 
Die Verweisung auf § 2 Abs. 3 und 4 EStG stellt 
im übrigen klar, daß Sonderausgaben bei der Fest- 
stellung des Jahreseinkommens ebenfalls nicht zu 
berücksichtigen sind. 

IV. Zu Artikel 3 (Überleitungsvorschriften) 

Die Überleitungsvorschrift ist notwendige um 
insbesondere etwaige Rechtsansprüche, die in der 
Zeit seit dem 1. März 1957 durch die Erhöhung der 
Einkommensgrenze auf 15 000 DM entstanden sind, 
bestehen zu lassen und unbillige Härten zu ver- 
meiden. 

V. Zu Artikel 4 und 5 

Die Berlin-Klausel und die Saar-Klausel erge- 
ben sich aus dem Umstand, daß die Wohnungsbau- 
gesetze in Berlin eingeführt sind, im Saarland je- 
doch nicht. 
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B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3491 — mit der 
Maßgabe, daß in den Artikeln 1 und 2 jeweils die 
Zahl „840“ durch die Zahl „1200“ ersetzt wird, im 
übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 26. Juni 1957 


Der Ausschuß für 

Wiederaufbau und Wohnungsw^eu 
Lücke 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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